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geordneten Organs zu wenden. Der Leiter hat mit den 
Beteiligten innerhalb von 4 Wochen die offenen Fragen 
zu klären.

§5
Nach Bestätigung der Führungsdokumente erläßt der 

Leiter des dem Kombinat übergeordneten Organs die 
Gründungsanweisung. Das Verfahren der Gründung des 
volkseigenen Kombinats regelt sich nach der Verord­
nung vom 16. Oktober 1968 über 'das Verfahren der 
Gründung und Zusammenlegung von volkseigenen Be­
trieben (GBl. II S. 965).

§6
In Ausnahmefällen kann auch einem bestehenden 

volkseigenen Betrieb durch den zuständigen Minister 
der Status eines volkseigenen Kombinats verliehen 
werden.

II.
Rechtliche Stellung 

der volkseigenen Kombinate 
in der Volkswirtschaft

§7
(1) Die volkseigenen Kombinate tragen im Rahmen, 

der zentralen staatlichen Planung und Leitung die 
volle Verantwortung für die effektivste Gestaltung aller 
Phasen des Reproduktionsprozesses der im Kombinat 
zusammengeschlossenen Betriebe und Betriebsteile des 
volkseigenen Kombinats. Sie sind verpflichtet, die Erfül­
lung der staatlichen Aufgaben des volkseigenen Kombi­
nats, vor allem die Eigenerwirtschaftung der Mittel für 
die erweiterte Reproduktion zu gewährleisten und den 
volkswirtschaftlichen Bedarf an Erzeugnissen aus ihrer 
Produktion zu decken.

(2) Die volkseigenen Kombinate haben die Rechts­
stellung von volkseigenen Betrieben. Die Verordnung 
vom 9. Februar 1967 über die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten des volkseigenen Produktionsbetriebes (GBl. II 
Б. 121) findet Anwendung, soweit nicht in dieser Ver­
ordnung andere Regelungen enthalten sind.

(3) Die volkseigenen Kombinate unterstehen entweder 
direkt einem Ministerium oder einer WB, einem ihr 
gleichgestellten Wirtschaftsorgan, dem Wirtschaftsrat 
eines Bezirkes bzw. dem Rat eines Bezirkes. Den volks­
eigenen Kombinaten können Befugnisse und Pflichten, 
z. B. auf wissenschaftlich-technischem, fondswirtschaft­
lichem oder arbeitsrechtlichem Gebiet, übertragen wer­
den, die nach den gesetzlichen Bestimmungen Vereini­
gungen Volkseigener Betriebe zustehen.

(4) Das volkseigene Kombinat arbeitet nach einem 
Statut, das vom Leiter des übergeordneten Organs be­
stätigt wird. In das Statut sind über die für jeden 
volkseigenen Betrieb verbindlichen Angaben hinaus die 
dem Kombinat übertragenen staatlichen Funktionen 
aufzunehmen. Im Statut sollen auch Festlegungen über 
die ökonomischen und rechtlichen Beziehungen zwischen 
der Kombinatsleitung und den Betrieben des volks­
eigenen Kombinats sowie den entsprechend § 10 zuge­
ordneten volkseigenen Betrieben getroffen werden.

§8
Den volkseigenen Kombinaten können entsprechend 

den dafür bestehenden gesetzlichen Bestimmungen be­
sondere staatliche Funktionen, wie die Bilanzverant­
wortung und die Funktion als staatlicher Gesellschaf­
ter in Betrieben mit staatlicher Beteiligung, übertragen

werden. Auf Antrag des Leiters des übergeordneten 
Organs können ihnen durch den Minister für Außen­
wirtschaft Außenwirtschaftsaufgaben übertragen wer­
den.

§9
(1) Das volkseigene Kombinat tritt im Wirtschafts­

verkehr als einheitliches Rechtssubjekt (juristische Per­
son) auf. Es haftet für seine Verbindlichkeiten.

(2) Die Vertretung des volkseigenen Kombinats lm 
Rechtsverkehr erfolgt durch den Direktor. Im Rahmen 
ihres Aufgaben- und Verantwortungsbereiches sind die 
Fachdirektoren des volkseigenen Kombinats und die 
Direktoren der Betriebe des volkseigenen Kombinats 
zur Vertretung des volkseigenen Kombinats berechtigt. 
Im Statut des volkseigenen Kombinats kann etwas an­
deres festgelegt werden.

(3) Ansprüche gegen das Kombinat, die sich aus der 
Wirtschaftstätigkeit eines Betriebes des volkseigenen 
Kombinats ergeben, können bei dem Vertragsgericht 
geltend gemacht werden, welches für den Ort, an dem 
der Betrieb gelegen ist, zuständig ist.

§10
Durch Entscheidung des zuständigen Ministers können 

den volkseigenen Kombinaten volkseigene Betriebe zu­
geordnet werden, ohne daß diese Betriebe den Charak­
ter, von Betrieben des volkseigenen Kombinats anneh­
men. Sollen volkseigene Betriebe aus anderen Verant­
wortungsbereichen dem Kombinat zugeordnet werden, 
ist vorher die Zustimmung der Leiter der betreffenden 
Staatsorgane einzuholen und in Übereinstimmung mit 
ihnen die Unterstellung zu verändern. Diese Betriebe, 
die juristisch selbständig bleiben, haben die Rechte und 
Pflichten von volkseigenen Betrieben gemäß der Ver­
ordnung vom 9. Februar 1967 über die Aufgaben, Rechte 
und Pflichten des volkseigenen Produktionsbetriebes.

§ 11
Die Gestaltung der sozialistischen Geschäftsbeziehun­

gen zwischen den volkseigenen Kombinaten und den für 
ihre Finanzierung und Kontrolle zuständigen Banknie­
derlassungen wird durch Verträge geregelt. Es kann 
vereinbart werden, daß Kredite mit einer ausschließlich 
auf die wirtschaftliche Tätigkeit der Betriebe des volks­
eigenen Kombinats bezogenen Zweckbestimmung von 
der für diese Betriebe territorial zuständigen Bank­
niederlassung gewährt werden.

III.
Rechte und Pflichten 

der Kombinatäleitung und der Betriebe 
des volkseigenen Kombinats im Leitungsprozeß

§ 12
(1) Das volkseigene Kombinat wird nach dem Prinzip 

der Einzelleitung vom Direktor des Kombinats geleitet. 
Er sichert gemeinsam mit den gesellschaftlichen Orga­
nisationen die umfassende Mitwirkung der Werktätigen 
an der Leitung und die volle Entfaltung der sozialisti­
schen Demokratie.

(2) Zur Sicherung der umfassenden Mitwirkung der 
Werktätigen an der Leitung und der vollen Entfaltung 
der sozialistischen Demokratie wird beim Direktor des 
Kombinats ein wissenschaftlich-ökonomischer Rat ge­
bildet, der sich aus Vertretern der gesellschaftlichen


